
Stand: 25.12.2025 03:00:42

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/15

"GBW-Mieter schützen - Ausverkauf und Mieterhöhungen verhindern!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/15 vom 23.10.2013

2. Beschluss des Plenums 17/38 vom 24.10.2013

3. Plenarprotokoll Nr. 4 vom 24.10.2013



 

17. Wahlperiode 23.10.2013 Drucksache 17/15 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volk-
mar Halbleib, Inge Aures, Natascha Kohnen, 
Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger, 
Dr. Simone Strohmayr, Klaus Adelt, Horst Arnold, 
Susann Biedefeld, Florian von Brunn, Martina 
Fehlner, Dr. Linus Förster, Prof. Dr. Peter Paul 
Gantzer, Martin Güll, Harald Güller, Alexandra 
Hiersemann, Annette Karl, Günther Knoblauch, 
Dr. Herbert Kränzlein, Andreas Lotte, Ruth Müller, 
Kathi Petersen, Dr. Christoph Rabenstein, Doris 
Rauscher, Florian Ritter, Bernhard Roos, Georg 
Rosenthal, Harry Scheuenstuhl, Franz Schindler, 
Stefan Schuster, Kathrin Sonnenholzner, Diana 
Stachowitz, Reinhold Strobl, Arif Tasdelen, Ruth 
Waldmann, Angelika Weikert, Dr. Paul Wengert, 
Johanna  Werner-Muggendorfer, Margit Wild, Her-
bert Woerlein, Isabell Zacharias und Fraktion 
(SPD) 

GBW-Mieter schützen – Ausverkauf und Mieterhö-
hungen verhindern! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert 

1. über die Landesbank sofort dafür zu sorgen, dass 
vom Käuferkonsortium rund um die Patrizia AG 
die Rechte der vom Verkauf der GBW betroffenen 
Mieterinnen und Mieter beachtet werden und au-
ßerdem dafür Sorge zu tragen, dass Vorkaufs-
rechte der Kommunen beachtet werden; 

2. dem Landtag unverzüglich einen Bericht über den 
Sachstand und über ihre Einschätzung der Sach-
lage bei der Abwicklung des Verkaufs der GBW 
durch die Landesbank an das Bieterkonsortium 
rund um die Patrizia AG zu geben.   
Hierbei ist insbesondere auf folgende Punkte ein-
zugehen: 

a) Wie ist generell der Sachstand bei der Umset-
zung der von der Staatsregierung sog. Sozial-
charta? 

b) In welchem Ausmaß gibt es bisher Mieterhö-
hungen sowohl hinsichtlich der prozentualen 
Erhöhung, der Anzahl der betroffenen Miet-
verhältnisse sowie der räumliche Verortung 
der Wohnungen, die von Mieterhöhungen be-
troffen sind? 

c) Wie hoch ist die Anzahl der aktuell zum Ver-
kauf stehenden bzw. bereits verkauften Woh-
nungen? 

d) Wie ist das genaue Vorgehen bei der Veräu-
ßerung des Wohnungsbestands insbesondere 
im Hinblick auf das kommunale Vorkaufsrecht, 
ein Vorkaufsrecht der bisherigen Mieterinnen 
und Mieter, die Wertermittlung und die Infor-
mationspolitik der Patrizia AG? Wie bewertet 
die Staatsregierung in diesem Zusammen-
hang die zahlreichen Schreiben der Patrizia 
AG an Mieterinnen und Mieter in denen der 
Verkauf der Wohnungen angekündigt wird? 

e) Wie kommt die Patrizia AG bei Vorgesprächen 
darauf, dass ein kommunales Vorkaufsrecht 
nur gegen einen pauschalen Preisaufschlag 
von fünf Prozent wahrgenommen werden 
kann? Entspricht dies den laut Staatsregie-
rung angeblich kommunalfreundlichen Ver-
tragskonditionen beim Verkauf der GBW? 

f) Wie stellt sich die genaue Gesellschaftsstruk-
tur des Käufer-Konsortiums dar und wie be-
wertet die Staatsregierung diese Struktur ins-
besondere im Hinblick darauf, dass eigentlich 
eine bestandserhaltende Bewirtschaftung des 
Wohnungsbestands von Seiten der Staatsre-
gierung zugesichert war? 

g) Ist bei der gegebenen Gesellschaftsstruktur 
die Durchsetzung von vertraglichen Strafen 
oder sogar die Rückabwicklung des Kaufs 
überhaupt realistisch möglich? 

 

 

Begründung: 

Die Befürchtungen, dass der Verkauf der etwa 33.000 
GBW-Wohnungen infolge des Landesbankdebakels 
negative Konsequenzen für die Mieterinnen und Mie-
ter haben wird, scheinen sich nun leider zu bestäti-
gen. 

Kurz nach dem Kauf durch ein Konsortium unter Füh-
rung der Patrizia AG wurden bereits die ersten Mieten 
erhöht. Mieterinnen und Mieter, wohl vorrangig im 
Großraum München, wurden schon dazu aufgefor-
dert, ihre Wohnungen von potenziellen Käufern be-
sichtigen zu lassen. Erste Wohnungen wurden wohl 
sogar bereits verkauft. Es ist die Rede von über 200 
Wohnungen. Das kommunale Vorkaufsrecht wird nur 
unter einem pauschalierten Kostenzuschlag von fünf 
Prozent gewährt. Es gibt auch Hinweise, dass Vor-
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kaufsrechte nicht korrekt kommuniziert werden. Zu-
dem ist die Gesellschaftsstruktur des Konsortiums 
sehr unübersichtlich und wirft Fragen auf. Beispiels-
weise ist zu hören, dass eine gewisse „Pearl AcquiCo 
Eins GmbH und Co KG“, deren einzige persönlich 
haftende Gesellschafterin eine GmbH namens „Blitz 
13-308“ mit Sitz in München ist, über etwa 50 Mio. 
GBW-Aktien verfügt. Kommanditist dieser Gesell-
schaft ist beispielsweise die „Patrizia Alternative In-
vestments GmbH“ mit einer Einlage von 10,01 Euro. 

All diese Vorkommnisse und Erkenntnisse lassen be-
fürchten, dass die Warnungen vor dem GBW-Verkauf 
an einen privaten Bieter nur zu berechtigt waren. Die 
Opposition hatte mehrfach die Befürchtung geäußert, 
dass es zu Luxussanierungen sowie einem Ausver-
kauf und einer Filetierung des Wohnungsbestands 
insbesondere in Ballungsräumen mit ohnehin großem 
Wohnungsmangel kommen könnte. Dies scheint nun 
bittere Realität für rund 85.000 Mieterinnen und Mieter 
in Bayern zu werden. 

Die Staatsregierung hatte sich, im Parlament unter-
stützt von den Fraktionen von CSU und FDP, gewei-
gert, die Mieterinnen und Mieter durch individuelle Er-
gänzungen der Mietverträge zu schützen. Stattdessen 
wurden Mieterinnen und Mieter auf eine nicht einzel-
vertraglich abgesicherte, sog. allgemeine Sozialcharta 
verwiesen. Zuvor wurden bereits Warnungen vor ei-
nem Verkauf der GBW-Wohnungen an einen privaten 
Bieter und die Aufforderung seitens der Opposition 
ignoriert, die Mieterinnen und Mieter zu schützen, 
indem der Freistaat den GBW-Wohnungsbestand 
selbst kauft oder zumindest ein kommunales Konsor-
tium unterstützt. Stattdessen entschied sie sich u.E. 
dazu, die GBW-Wohnungen in einem völlig offenen 
Bieterverfahren zu verscherbeln und somit gegen die 
Interessen der Mieterinnen und Mieter, aber auch der 
betroffenen Kommunen zu agieren. Die von Staatsmi-
nister Dr. Söder angepriesene Sozialcharta erweist 
sich nun ganz offensichtlich als Feigenblatt, das kei-
nen wirksamen Schutz für die Mieterinnen und Mieter 
bietet. Einen solchen hätten nur einzelvertraglich ge-
regelte Schutzklauseln geboten, wie von der SPD 
mehrfach gefordert. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Volkmar Halbleib, Inge Aures, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Simone Strohmayr, 
Klaus Adelt, Horst Arnold, Susann Biedefeld, Florian von Brunn, 
Martina Fehlner, Dr. Linus Förster, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, 
Martin Güll, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, Annette Karl, 
Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Andreas Lotte, Ruth 
Müller, Kathi Petersen, Dr. Christoph Rabenstein, Doris Rau-
scher, Florian Ritter, Bernhard Roos, Georg Rosenthal, Harry 
Scheuenstuhl, Franz Schindler, Stefan Schuster, Kathrin Sonnen-
holzner, Diana Stachowitz, Reinhold Strobl, Arif Tasdelen, Ruth 
Waldmann, Angelika Weikert, Dr. Paul Wengert, Johanna Wer-
ner-Muggendorfer, Margit Wild, Herbert Woerlein, Isabell Zacharias 
und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/15 

GBW-Mieter schützen – Ausverkauf und Mieterhöhungen verhindern! 

A b l e h n u n g  

 

 

 

 

 

 

Die Präsidentin 

 

 

 

Barbara Stamm 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Abg. Harald Güller
Zweite Vizepräsidentin Inge Aures
Abg. Peter Winter
Abg. Hubert Aiwanger
Abg. Jürgen Mistol
Staatssekretär Johannes Hintersberger
Abg. Christine Kamm



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlichkeitsanträge

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar 

Halbleib, Inge Aures u. a. und Fraktion (SPD)

GBW-Mieter schützen - Ausverkauf und Mieterhöhungen verhindern! (Drs. 17/15) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 

Gudrun Brendel-Fischer u.a. und Fraktion (CSU)

Sozialcharta bei der GBW AG (Drs. 17/26) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Harald Güller 

von der SPD. Bitte schön, Herr Kollege.

Harald Güller (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäftigen uns 

heute erneut mit einer Facette des Landesbankdesasters, nämlich mit dem notwendig 

gewordenen Verkauf der GBW AG und der Zukunft der 85.000 Mieterinnen und Mie­

ter. Zur Erinnerung: Am Ende der letzten Legislaturperiode gab es Diskussionen darü­

ber, unter welchen Konditionen die GBW zu verkaufen ist. Die CSU, unterstützt von 

der FDP, und die Staatsregierung waren der Auffassung, den Mietern keine individual­

rechtlichen Vereinbarungen zu geben, sondern die Wohnungen allgemein an den 

Höchstbietenden zu verkaufen und auch das kommunale Bieterkonsortium nicht inten­

siv zu unterstützen. Jetzt läuft offensichtlich genau das, wovor wir, die SPD, immer 

wieder gewarnt haben: der Ausverkauf und die Filetierung der Wohnungen der GBW 

kurz nach der Landtagswahl und der Bundestagswahl.

(Beifall bei der SPD)
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Ein Schelm, der hier Böses vermutet! Kurz nach den Wahlen rollt offensichtlich eine 

Welle von Mieterhöhungen und ersten Verkäufen – die Rede ist von 200 Wohnungen, 

die bereits verkauft sind – durch das Land. Gleichzeitig bestätigen sich die Befürchtun­

gen, dass es eine sehr undurchsichtige Gesellschaftsstruktur gibt. Wer sich anschaut, 

wie sich das Käuferkonsortium Patrizia GmbH strukturiert, findet so wohlklingende 

Namen wie Pearl AcquiCo Eins GmbH & Co. KG. Wenn man etwas näher hinschaut, 

findet man Luxemburger Gesellschaften wie die OSCAR Diversify Umbrella Gesell­

schaft, deren Bestehen interessanterweise zeitlich bis zum Jahr 2023 terminiert ist, 

was einen Hinweis darauf gibt, wann die Patrizia AG und ihre Investoren glauben, die 

GBW AG gänzlich zerschlagen zu müssen. Wer dann noch näher hinschaut, findet am 

Ende der Reihe als haftenden Gesellschafter nur noch eine kleine Gesellschaft, eine 

Blitz-13-308 GmbH mit Sitz in München, die kurzfristig als Hülle von einer "Blitzstart"-

Gesellschaft gekauft wurde. Wer sich dieses Konstrukt anschaut, muss hoch alarmiert 

sein. Wer sich dieses Konstrukt anschaut, muss jetzt handeln und den Finanzminister 

auffordern, dem Landtag unverzüglich Bericht zu erstatten, wie es mit den GBW-Mie­

terinnen und –Mietern weitergeht. Wer dieses Konstrukt anschaut, muss einen Bericht 

darüber einfordern, wie es mit der vollmundigen Versprechung aussieht, dass es 

einen Mieterbeirat bei der Bayerischen Landesbank geben wird. So haben es der Herr 

Ministerpräsident und der Herr Finanzminister Söder angekündigt. Bisher sieht man 

von diesem Mieterbeirat überhaupt nichts.

Wir brauchen einen konkreten Ansprechpartner beim Käuferkonsortium der Patri­

zia AG. Wer ist denn zuständig für den Verkauf? Wer ist denn zuständig für die anrol­

lenden Mieterhöhungen? Wir brauchen auch eine Auskunft darüber, wer überhaupt für 

die so vollmundig angekündigten Vertragsstrafen haftet. Das sind offene Fragen. Da 

können wir nicht auf den Bericht eines Wirtschaftsprüfers warten, den die Patrizia AG 

in einem Jahr einsetzen wird, um dann einmal der Landesbank einen Bericht zu er­

statten. Hier ist heute Handlungsbedarf gegeben. Deswegen müssen wir auch einen 

entsprechenden Antrag beschließen.
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(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, versprochen wurden vom Finanzminister Transparenz und 

Kontrolle. Im heutigen Dringlichkeitsantrag der CSU wird am Ende nur verlangt festzu­

stellen, dass der Verkauf gelaufen ist. Kontrolle ist das nicht. Der CSU-Antrag ist nur 

ein Bekenntnis dazu, in den nächsten Monaten nichts zu tun. Deshalb kann man den 

Antrag zwar nicht ablehnen; denn bei einer Feststellung kann man nichts falsch ma­

chen. Wir können den Antrag aber auch nicht als einzige Maßnahme beschließen. Es 

muss ein Antrag auf echte Transparenz und echte Kontrolle beschlossen werden. Das 

ist der Dringlichkeitsantrag, den die SPD vorgelegt hat. Deshalb bitte ich um Zustim­

mung zu diesem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächste Wortmeldung: Kollege Peter Winter.

Peter Winter (CSU): Verehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her­

ren! Der heutige Dringlichkeitsantrag der SPD, lieber Herr Güller, weist darauf hin, 

dass die SPD immer noch im Wahlkampf ist, obwohl sie vor zwei Wochen angekündigt 

hat, dass der Wahlkampf beendet wäre. Aus der Ankündigung wird nichts. Wir sehen 

es. Sie spielen wieder einmal und erneut mit den Ängsten der Mieter von Wohnungen 

der GBW AG.

(Beifall bei der CSU)

Zur Erinnerung: Die Anteile der BayernLB an der GBW AG wurden dieses Jahr im 

Frühjahr an ein von der Patrizia geführtes Konsortium veräußert. So ist zum Beispiel 

auch von Grün-Rot in unserem Nachbarland Baden-Württemberg verfahren worden.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ein schönes Vorbild!)
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Das geschah aufgrund der Vorgaben der EU-Kommission im Beihilfebescheid für die 

BayernLB. Baden-Württemberg war für uns kein Vorbild, sondern wir haben es anders 

und besser gemacht.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das werden wir in den nächsten Monaten 

noch sehen!)

Im Rahmen der Vertragsverhandlung hat sich die Bayerische Staatsregierung für 

einen größtmöglichen Mieterschutz eingesetzt. Dabei war sie aber auch an die Vorga­

ben der EU-Kommission im Beihilfebescheid gebunden. Ich möchte sagen, die Bank 

hat den beihilferechtlich zulässigen Rahmen beim Mieterschutz in Form einer umfang­

reichen Sozialcharta ausgeschöpft. Die EU-rechtlichen Vorgaben grenzen den Spiel­

raum der BayernLB bei dieser Transaktion ein. Es durften nur marktübliche Schutz­

klauseln verwendet werden. Das müsste der SPD-Fraktion aufgrund zahlreicher im 

Landtag gegebener Berichte eigentlich hinlänglich bekannt sein. Den Zuschlag hat ein 

von der Patrizia geführtes Bieter-Konsortium aus einer Gruppe von renommierten 

deutschsprachigen berufsständischen Versorgungswerken, Versicherungen, Sparkas­

sen sowie Pensionskassen mit langfristigen Investitionsstrategien bekommen. Nach 

meinem Empfinden sind das alles andere als Miethaie, wie es die SPD mit ihrem 

Dringlichkeitsantrag erneut glauben machen will.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Warum werden sie dann an so dubiose Un­

ternehmen verkauft?)

Die Patrizia hat sich vertraglich dazu verpflichtet, die vorgegebene Sozialcharta anzu­

erkennen und deren Regelungen im Interesse der Mieter einzuhalten. Dazu gehört die 

Verpflichtung, den einzelnen Mietern so schnell schützende Regelungen wie möglich 

zu gewährleisten. Spätestens 15 Monate nach Übernahme der Aktienanteile sind 

diese Regelungen in die einzelnen Mietverträge der heutigen GBW-Mieter zu über­

nehmen. So haben die heutigen Mieter künftig einen zehnjährigen umfangreichen 

Kündigungsschutz. Während dieser Zeit dürfen beispielsweise keine Kündigungen 
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wegen Eigenbedarfs ausgesprochen werden. Personen, die älter als sechzig Jahre 

oder behindert sind, wird dieser Kündigungsschutz dauerhaft eingeräumt. Beides gilt 

auch im Falle des Weiterverkaufs von Wohnungen.Mieterhöhungen werden für die 

heutige Mieterschaft über den Bestand für die Dauer von fünf Jahren nur sehr einge­

schränkt und bezogen auf das Mietportfolio zugelassen. Für die heutigen Mieter sind 

ferner Luxusmodernisierungen für den Zeitraum von fünf Jahren ohne deren Zustim­

mung ausgeschlossen.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

- Hören Sie halt zu, Herr Aiwanger. – Außerdem hat sich der Erwerber verpflichtet, 

über den gesamten Bestand in den nächsten fünf Jahren mindestens 15 Euro pro 

Quadratmeter zu investieren.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ich höre zu, sonst könnte ich nicht antwor­

ten!)

Im Falle der Weiterveräußerung von Wohnungen, welche innerhalb eines gewissen 

Umfangs möglich ist, besteht innerhalb der ersten drei Jahre ein Vorkaufsrecht für die 

jeweilige Kommune hinsichtlich des in ihrem Gebiet befindlichen Wohnungsbestan­

des. Das gesetzliche Vorkaufsrecht für den Mieter bleibt hiervon natürlich unberührt.

Um die Einhaltung dieser Vorgaben überprüfen zu können, hat sich der Erwerber bis 

2022 verpflichtet, jährlich einen von unabhängigen Wirtschaftsprüfern erstellten Be­

richt vorzulegen. Bei Nichtbeachtung der Verpflichtung werden empfindliche Konventi­

onalstrafen fällig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann nicht erkennen, wo sich die Staatsregierung 

mieterunfreundlich verhalten haben soll, wie es uns die SPD mit diesem Dringlichkeits­

antrag erneut vorgaukeln will. Uns liegen auch keine Beschwerden vor, dass sich die 

Patrizia oder das von ihr geführte Konsortium nicht an die vertraglichen Vereinbarun­

Protokollauszug
4. Plenum, 24.10.2013 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 5



gen hält. Vielmehr glaube ich, dass die vertraglichen Regelungen vertragskonform 

umgesetzt werden. Das ist auch die Pflicht des Konsortiums.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Peter Winter (CSU): - Nein. – Wir im Landtag müssen daher überwachen, ob die den 

einzelnen Mieter schützenden Teile der Sozialcharta in den Mietverträgen umgesetzt 

wurden und ob die Sozialcharta insgesamt eingehalten wurde. Der Dringlichkeitsan­

trag der CSU-Fraktion stellt dies sicher.

Meine Damen und Herren, ich halte den Dringlichkeitsantrag der SPD nicht für zielfüh­

rend und bitte daher, ihn abzulehnen. Dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion bitte 

ich zuzustimmen, da mit diesem Berichte zu der vertraglichen Situation mit der Patrizia 

und deren Umsetzung in sinnvoller Weise und ohne Wahlkampfgetöse gefordert wer­

den.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege, bitte verbleiben Sie noch am Red­

nerpult. Herr Kollege Güller von der SPD hat sich zu einer Zwischenfrage gemeldet.

Harald Güller (SPD): Herr Winter, Sie sind in Ihrem Redebeitrag leider nicht auf das 

Thema Gesellschaftsstruktur eingegangen. Könnten Sie Ihre Meinung dazu äußern? 

Die Gesellschaftsstruktur habe ich in meiner Rede aufgezeigt. Alle, mit denen ich ge­

sprochen habe, sind der Auffassung, dass diese Gesellschaftsstruktur eher für Immo­

bilienhaie gedacht ist. Einer der Gesprächspartner hat es etwas feiner ausgedrückt: 

Das ist ein sogenannter Shareholder Optimizer. Auf Deutsch heißt das: Es geht um 

das Filetieren der einzelnen Wohnungsbestände.

Was halten Sie von dieser Gesellschaftsstruktur? Finden Sie, dass sie für eine be­

standsorientierte Bewirtschaftung der Mieterwohnungen spricht? Man muss jetzt han­

deln. Der Landtag muss jetzt einen Bericht des Finanzministeriums bekommen. Das 

Finanzministerium muss sich jetzt bei der Bayerischen Landesbank schon um den ers­
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ten Bericht kümmern. Warum lehnen Sie die Berichtspflicht und die Initiative des Fi­

nanzministeriums ab?

(Beifall bei der SPD)

Peter Winter (CSU): Herr Güller, wenn Sie unseren Antrag aufmerksam gelesen hät­

ten, könnten Sie diesem entnehmen, dass wir einen Bericht wollen. Nicht nur das Mi­

nisterium, sondern auch die CSU-Landtagsfraktion kümmert sich um dieses Thema.

(Christine Kamm (GRÜNE): Seit wann?)

Wenn Sie mir weiter zugehört hätten, wüssten Sie, dass in diesem Konsortium zum 

größten Teil berufsständische Versorgungswerke, Versicherungen, Sparkassen und 

viele andere Organisationen aus dem deutschsprachigen Raum vertreten sind. Das 

zeigt mir, dass ordentlich mit der Sachlage umgegangen wird. Ich verstehe Ihre Sor­

gen, die haben wir auch. Wir kümmern uns darum. Das haben wir mit unserem Dring­

lichkeitsantrag deutlich gemacht.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Kol­

legen Aiwanger.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin­

nen und Kollegen! Es war zu erwarten, dass uns das Thema GBW-Wohnungen wie­

der einholen wird und es auf die Tagesordnung kommt. Die Menschen sind verunsi­

chert. Die Mieterinnen und Mieter wenden sich an die Öffentlichkeit und die Politik. Sie 

erhalten Briefe, in denen ihnen mitgeteilt wird, dass ihre Wohnungen zum Verkauf ste­

hen. Sie bekommen Mietpreiserhöhungen teilweise nur für die Garagen. Ich habe Mel­

dungen erhalten, nach denen Mieten für Garagenstellplätze von 20 auf 50 Euro im 

Monat erhöht werden sollen, und dergleichen Späße mehr. Die aktuelle Vertragsge­

staltung wird umgangen, ausgenutzt und bis ins letzte Detail ausgereizt. Damit wird 
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der Gedanke des Sozialen unterlaufen, selbst wenn Sie in Ihrer Sozialcharta etwas zu 

Papier gebracht haben mögen.

Wir haben als FREIE WÄHLER schon zu Beginn des Verkaufs der GBW-Wohnungen 

vor dieser eklatant falschen politischen Weichenstellung gewarnt. Meine Damen und 

Herren, als Kollateralschaden des Landesbankdesasters musste die Landesbank 

33.000 Wohnungen mit Sozialcharakter abstoßen. In einer Zeit der Unsicherheit an 

den Geldmärkten, in der jeder, der ein paar Euro auf der hohen Kante hat, in die Im­

mobilien geht, verkauft der Freistaat Bayern seinen Immobilienbesitz, gibt das Zeug 

frei und bemüht sich nicht im Mindesten darum, die Wertschöpfung in eigener Hand zu 

behalten. Stattdessen akzeptiert er, dass Wohnungen weiterverkauft werden. Am 

Ende landen sie irgendwo bei Dritten oder Vierten, ohne dass der Staat versucht, den 

Kommunen zumindest eine Hilfestellung zu geben. Wenn die Kommunen schon nicht 

in der ersten Runde in den Besitz der Wohnungen kommen, dann sollte dies zumin­

dest in der zweiten Runde gelingen. Man hat extra 5 % Kaufpreiserhöhung draufge­

legt, um die Kommunen vom Kauf abzuschrecken. Spätestens jetzt sollte man sich mit 

den Kommunen an einen Tisch setzen und sagen: Das Kind ist in den Brunnen gefal­

len, jetzt passen wir wenigstens gemeinsam auf, dass es nicht ertrinkt; wir holen es 

wieder heraus und schauen, dass die Kommunen, wo es nur geht, in den Besitz von 

Immobilienblöcken kommen können, bevor die Miethaie die Wohnungen an die Mietpi­

ranhas weiterverkaufen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb ist Gefahr in Verzug. Deshalb muss die Politik jetzt Antworten liefern. Sie 

muss sagen, wo sie hin will und ob sie überhaupt willens ist, die Sozialcharta zu über­

wachen. In unseren Augen macht sie das zu wenig. Das ist aus Ihrem Antrag eben­

falls herauszulesen. Alles ist schwammig, man setzt auf Zeit: Das wird schon nicht so 

schlimm werden. Der Antrag enthält jedoch keine konkrete Aussage, dass man sich 

auf Punkt und Komma daran halten wird. Die Fristen sind schnell herum. Dann kommt 

die bittere Wahrheit.
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Es wird höchste Zeit, dass die CSU-geführte Staatsregierung die Karten auf den Tisch 

legt. Was enthalten die Vertragsstrafen überhaupt? Als Parlament wissen wir gar 

nicht, welche bösen Sanktionen Sie denen angedroht haben, wenn sie sich an dieses 

und jenes nicht halten. Möglicherweise sind die Vertragsstrafen im Kaufpreis schon 

enthalten, und es wird gesagt: Wir zahlen die Strafe, das ist uns doch egal, Hauptsa­

che ist, wir verkaufen die Wohnungen mit entsprechendem Gewinn weiter. Ist die an­

gekündigte Sanktion bis hin zur Rückabwicklung überhaupt noch zu leisten, wenn die 

Wohnungen dann an Dritte weiterverkauft worden sind, die am Ende irgendeine Brief­

kastenfirma auf den Bahamas darstellen? So wird es ausgehen. Dann wollen Sie poli­

tisch zugreifen, können es aber nicht mehr. Man braucht nur eins und eins zusam­

menzuzählen.

Machen Sie an dieser Stelle die Augen auf und erkennen Sie, dass sich 33.000 Woh­

nungen auf wackligem Boden, auf hoher See befinden. Wir müssen die Wohnungen 

retten, bevor sie absaufen. Politisch ist schon ein sehr großer Schaden entstanden, 

der für die Mieterinnen und Mieter und für den Freistaat Bayern nicht noch größer wer­

den darf. Wenn all diese Wohnungen weg sind und in ein paar Jahren die Mietpreiser­

höhungen kommen, werden wir als Steuerzahler und Geldverwalter sozial bedürftigen 

Menschen Wohnungen zur Verfügung stellen müssen. Wohnungen, die uns früher sel­

ber gehört haben, werden wir von einer Briefkastenfirma X zum doppelten Mietpreis 

teuer anmieten müssen. So wird es ausgehen.Deshalb stimmen wir dem Antrag der 

SPD zu und lehnen Ihren ab.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen Dank. Dann bitte ich den Kollegen 

Jürgen Mistol ans Rednerpult.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Es wird immer 

offensichtlicher: Viele Tausende Mieterinnen und Mieter in Bayern müssen eine Suppe 

auslöffeln, die ihnen durch das Missmanagement in der BayernLB und von den dort 

Verantwortlichen eingebrockt worden ist. Es tritt das ein, wovor wir GRÜNE immer ge­

warnt haben. Diese sogenannte Sozialcharta hat ihren Namen nicht verdient. Der 
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Druck auf den Wohnungsmarkt, gerade in großen und wachsenden Städten wie Mün­

chen oder Regensburg, erhöht sich noch mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Verkauf der GBW-Wohnungen steht für mich sinnbildlich für die Wohnungspolitik 

von CSU und Staatsregierung. Ihre wohnungspolitischen Aktivitäten sind bestenfalls 

als ein Placebo zu beschreiben, als ein Muster ohne Wert. Sie haben sich in den letz­

ten fünf Jahren oft genug hinter der FDP versteckt. Das wird Ihnen zukünftig nicht 

mehr gelingen. Dass Ihre Politik in dem Bereich ein Placebo ohne Wirkung ist, entneh­

me ich auch Ihrem Antrag, in dem Sie schreiben: Besonderer Kündigungsschutz für 

Bestandsmieter über 60 Jahre. Das wird doch durch Mieterhöhungen und Sanierun­

gen schon wieder ausgehebelt. Die Sozialcharta ermöglicht in den ersten drei Jahren 

eine Erhöhung der Mieten um 15 %. Das liegt deutlich über der Inflation und über der 

üblichen Preissteigerungsrate. Viele Mieterinnen und Mieter werden sich das nicht 

mehr leisten können; denn hier wohnen ja vor allem die weniger zahlungskräftigen Be­

völkerungsschichten. Auch wenn die Sozialbindung der Wohnungen ausgelaufen ist, 

wohnen dort großenteils immer noch dieselben Menschen. Das sollten wir nicht ver­

gessen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNE haben wenig Illusionen, dass die Wohnungen nach dem Verkauf noch ei­

nigermaßen sozialverträglich bewirtschaftet werden. Aber die CSU wollte es so. Sie 

wollten im Vorfeld nicht einmal die Wirksamkeit der Sozialcharta evaluieren lassen, 

wie von uns beantragt.

Es geht in der Tat nur noch um Schadensbegrenzung. Auch das wird nur teilweise 

möglich sein, aber man muss es natürlich auch machen. Insofern stimmen wir dem 

SPD-Antrag zu. Die Mieterinnen und Mieter müssen sich darauf verlassen können, 

dass das Wenige, das zu ihrem Schutz festgelegt worden ist, auch beachtet und um­

gesetzt wird.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Vielen Dank. Ich darf Herrn Staatssekretär Hin­

tersberger ans Rednerpult bitten.

Staatssekretär Johannes Hintersberger (Finanzministerium): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! Es ist unstrit­

tig, dass die Bayerische Staatsregierung ein besonderes Augenmerk auf den Mieter­

schutz legt. Dieser ist der Bayerischen Staatsregierung ein besonderes Anliegen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das glaube ich nicht!)

Das möchte ich klipp und klar sagen und sehr deutlich unterstreichen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Als Ausfluss hiervon konnte für die Mieterinnen und Mieter der GBW AG mit der be­

kannten Sozialcharta – Kollege Peter Winter hat das betont – ein besonderer Schutz 

erreicht werden in einem zugegebenermaßen schwierigen Gesamtpaket, in einer 

schwierigen Gemengelage, was den Bereich Wohnungen und Vermietung anbelangt. 

Die Mieterinnen und Mieter der GBW AG sind im Ergebnis – auch dies bitte ich deut­

lich festzuhalten – besser geschützt als viele andere Mieter auf dem freien Wohnungs­

markt.

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch überhaupt nicht!)

Da ist es, gelinde gesagt, umso bedenklicher, wenn heute in der Diskussion, angeregt 

durch den Dringlichkeitsantrag der SPD, versucht wird, von Ausverkauf, von Filetie­

rung, von irgendwelchen Konjunktiven zu sprechen. Aus politischem Kalkül ist hierbei 

wieder einmal eine Dramatisierung und Verunsicherung dieser über 30.000 Mieter das 

Ziel.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das kommt doch! Das läuft doch schon! Ich 

habe Briefe!)
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Das kann es nicht sein. Das hat mit verantwortlicher Politik nichts zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich sage Ihnen, warum. Meine Damen und Herren – ob Sie das wollen oder nicht, las­

sen Sie mich jetzt ein paar Fakten nennen -, wir haben mit einer Sozialcharta einen 

besonderen Mieterschutz für die GBW AG festgezurrt, und dies nicht nur im Konjunktiv 

oder wie auch immer. Herr Aiwanger, Sie wissen – und Sie sagen es bewusst falsch -, 

dass das notariell, rechtsverbindlich im Kaufvertrag festgezurrt ist.

Wie schaut diese GBW AG aus? - Auf Geheiß der EU-Kommission ist im Rahmen 

eines diskriminierungsfreien Bieterverfahrens ein Wohnungspaket verkauft worden. In 

Brüssel konnte aufgrund des besonderen Einsatzes der Staatsregierung – auch dies 

möchte ich deutlich betonen – erreicht werden, dass die Sozialcharta dem Verkauf 

eben nicht nur in Papierform, sondern notariell festgezurrt zugrunde gelegt werden 

konnte. Diese Sozialcharta geht an die Grenzen des aufgrund und im Rahmen der 

EU-Vorgaben festgestellten Möglichen. Sie wurde vom EU-Treuhänder streng auf ihre 

Machbarkeit und Marktüblichkeit geprüft. Das heißt, sie hat Bestand. Die bayerische 

Sozialcharta geht sogar über die dem Verkauf zugrunde gelegte Sozialcharta der Lan­

desbank-Wohnungen des grün-rot regierten Landes Baden-Württemberg deutlich hi­

naus. Das wissen Sie.

Auf diese – noch einmal – notariell beurkundete Sozialcharta wurde die Patrizia im 

Rahmen des Kaufvertrags mit der BayernLB verpflichtet, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen. Bei der Patrizia handelt es sich, lassen Sie mich auch dies noch einmal sagen, 

um ein seriöses bayerisches Immobilienunternehmen mit Sitz in Augsburg und mit 

dem Fokus auf Wohnimmobilien in Süddeutschland. Wenn Sie mir das nicht glauben, 

weise ich darauf hin: Dies haben der Münchner Oberbürgermeister und auch der 

Nürnberger Oberbürgermeister anlässlich des Verkaufs mehrmals bestätigt. Die Patri­

zia hat die Anteile an der GBW AG federführend für ein Konsortium, Herr Kollege Gül­

ler, aus zahlreichen langfristig orientierten, deutschen institutionellen Investoren er­
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worben. Wenn man immer wieder nachbohrt, dann sage ich deutlich – Herr Güller, 

auch dies wissen Sie als Jurist -, dass im Kaufvertrag Vertraulichkeit vereinbart ist, die 

dementsprechend einzuhalten ist. Das kann man diskutieren und hin und her wenden, 

aber das ist Fakt. Es ist so in der kaufvertraglichen Vereinbarung festgelegt.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ganz kurz die sechs entscheidenden 

Punkte nennen, die diese Sozialcharta enthält.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Staatssekretär, eine kurze Unterbrechung: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Staatssekretär Johannes Hintersberger (Finanzministerium): Nein. - Die wichtigsten 

Bestimmungen, die insbesondere für den Schutz unserer Mieterinnen und Mieter ent­

scheidend sind: Erstens. Ein besonderer Kündigungsschutz für die Bestandsmieter 

über 60 Jahre und für Schwerbehinderte. Zweitens. Verzicht auf Luxusmodernisierun­

gen für die Dauer von fünf Jahren. Drittens. Beschränkung der durchschnittlichen 

Mieterhöhung auf nicht mehr als 15 % - auch immer wieder ein oft diskutiertes Thema 

- für die ersten drei Jahre. Viertens. Bestandserhalt durch Beschränkung von Veräu­

ßerungen. Fünftens. Das Vorkaufsrecht für Kommunen im Falle des Weiterverkaufs. 

Sechstens. Eine Mindestinvestitionsquote für Instandhaltung und Modernisierung.

Meine Damen und Herren, die Verpflichtung der Patrizia geht sogar so weit, dass ex­

plizite, die einzelnen Mieter schützende Regelungen einzelvertraglich verankert wer­

den.Die Mieterinnen und Mieter erhalten dadurch eine feste, individuelle Rechtspositi­

on. Das war ein der Staatsregierung besonders wichtiger Punkt. Auch der 

Ministerpräsident hat auf diesen Punkt immer wieder hingewiesen, der in den Vertrag 

auch Eingang gefunden hat. Außerdem muss die Patrizia bei dem zulässigen Verkauf 

von Bestandswohnungen dafür sorgen, dass der Erwerber die Regelungen zum Mie­

terschutz, die ich gerade genannt habe, auch einhält.

Lassen Sie mich noch kurz auf die Frage antworten, ob es derzeit Anzeichen für einen 

Verstoß gegen die Sozialcharta gibt. Meine Damen und Herren, nach Kenntnis der 
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BayernLB, die das Kontrollorgan ist, hat die Patrizia umgehend Schritte zur Umset­

zung dieser Sozialcharta in die einzelnen Mietverträge in die Wege geleitet. Das ist ein 

Prozess, der nach meinem Informationsstand derzeit läuft. Die gesellschaftsrechtli­

chen Voraussetzungen dafür werden derzeit geschaffen. Der BayernLB liegen heute 

keine Verstöße gegen die Sozialcharta vor. Sollte es zu derzeit nicht absehbaren Ver­

stößen gegen die Sozialcharta kommen, dann drohen der Patrizia empfindliche Ver­

tragsstrafen. Ich denke, in diesem Punkt sind wir beieinander. Das gilt auch für alle, 

die künftig in dieses Konsortium eingebunden werden sollen. Ich halte es deshalb 

nicht für verantwortlich, Meldungen über Mieterhöhungen, den Verkauf von Wohnun­

gen oder die Erhöhung von Garagenmieten zum Anlass zu nehmen, in dieser allge­

meinen Form bei den Mieterinnen und Mietern Ängste zu schüren.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die kommen doch auf uns zu!)

- Herr Kollege Aiwanger, die GBW AG hat schon in der Vergangenheit regelmäßig 

Wohnungen verkauft und im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit Mieten erhöht. Auch die 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften, ob in München, Nürnberg oder wo auch 

immer, nehmen solche Spielräume wahr. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das gehört 

zum operativen Geschäft. In diesem Fall werden die Mieterinnen und Mieter deutlich 

besser geschützt, als das vor dem Verkauf der Fall war.

Ein letzter Punkt: die Überwachung dieser Sozialcharta. Auch dieser Aspekt wurde in 

den verschiedenen Redebeiträgen thematisiert. Die BayernLB hat, um dies noch ein­

mal zu betonen, den Auftrag, die Einhaltung der Sozialcharta zu überwachen. Insbe­

sondere muss das Erwerbskonsortium der BayernLB zu diesem Zweck einen von un­

abhängigen Wirtschaftsprüfern erstellten Bericht vorlegen. Das ist notariell festgelegt. 

Die Staatsregierung ist im Übrigen gerne bereit, nach Umsetzung der Sozialcharta in 

den Mietverträgen dem Bayerischen Landtag darüber zu berichten. Zum jetzigen Zeit­

punkt erscheint das aber wenig sinnvoll, weil die Patrizia, wie ich bereits sagte, gerade 

im Begriff ist, diese Sozialcharta in die einzelnen Bereiche einzubauen und umzuset­

zen. Meine Damen und Herren, die Staatsregierung wird selbstverständlich einen Be­

Protokollauszug
4. Plenum, 24.10.2013 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 14



richt hierzu abgeben, aber zu einem Zeitpunkt, zu dem wir Ihnen diese Aspekte klar 

und transparent erläutern können.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie am Redepult, Herr Staatssekre­

tär. Zunächst kommt Herr Kollege Aiwanger, dann Herr Kollege Güller und schließlich 

Frau Kamm.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Herr Kollege, Sie haben vorhin gesagt, wir wür­

den hier nur politische Panik verbreiten, wenn wir behaupten, hier werde filetiert oder 

verkauft. Als Staatssekretär sind Sie nun auch Teil der politischen Aufsicht. Die Lan­

desbank beaufsichtigt die Käufer, damit diese sich an die Sozialcharta halten. Hier 

nun meine konkrete Frage: Haben uns die Mieter angelogen, die behauptet haben, sie 

hätten in den letzten Tagen Schreiben erhalten, wonach der Verkauf ihrer Wohnungen 

im Raum steht? Ich frage Sie: Wie vielen Leuten ist ein Verkaufsbrief ins Haus geflat­

tert, oder haben die alle nur schlecht geträumt? Steht hier ein Verkauf im Raum? Bei 

wie vielen Personen ist ein Brief eingegangen? – Das müssen Sie wissen, wenn Sie 

die Aufsicht haben.

Staatssekretär Johannes Hintersberger (Finanzministerium): Herr Kollege Aiwan­

ger, ich habe deutlich gemacht, dass es auch im Rahmen der festgelegten Eckpunkte 

der Sozialcharta, nämlich im Rahmen des operativen Geschäfts, durchaus zu Verkäu­

fen kommen kann.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wie viele haben einen Brief bekommen?)

In den festgelegten Eckpunkten - -

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das wissen wir nicht! Wie viele haben einen 

Brief bekommen?)

- Herr Kollege Aiwanger, ich habe deutlich gesagt, dass im Rahmen des normalen 

operativen Geschäftsgangs Verkäufe weiter laufen. Tun Sie doch nicht so! Das ist 

eine ganz normale Sache im Rahmen des operativen Geschäfts. Allerdings gelten 
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hierfür die Grenzen, die die Sozialcharta festgelegt hat. Diese Leitplanken sind heute 

von mir mehrmals dargestellt worden. Das sind die Eckpunkte, im deren Rahmen sich 

die Geschäfte bewegen müssen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege Güller hat das Wort für eine Zwi­

schenbemerkung.

Harald Güller (SPD): Herr Staatssekretär Hintersberger, noch einmal zum Thema 

Ängste schüren: Ängste werden in diesem Parlament doch nicht durch Anträge ge­

schürt, sondern die Ängste werden durch die gerade angesprochenen Schreiben der 

GBW AG bzw. der neuen Eigentümer geschürt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Zu der pausenlos und immer wieder genannten Sozialcharta möchte ich das Protokoll 

des Haushaltsausschusses vom 9. April dieses Jahres zitieren. Danach habe ich ge­

fragt:

Welche einzelvertraglich festgelegten Individualrechte habe ein Mieter, wenn 

seine Wohnung zu den 1.500 abzuschmelzenden Wohnungen oder zu den 950 in 

Eigentumswohnungen umzuwandelnden Wohnungen gehöre?

In der Sozialcharta sei weiter von einer Begrenzung der Mieterhöhung im Durch­

schnitt des Wohnungsbestandes der GBW die Rede. Welche Individualrechte 

habe ein Mieter bei einer Mieterhöhung?

Die Antwort, die ich damals vom Vorstandsvorsitzenden der BayernLB, Herrn Gerd 

Häusler, bekommen habe, ist ebenfalls nachzulesen. Dort heißt es schlicht und ein­

fach:

Abg. Güller habe sich die Fälle herausgepickt, die sich nicht für die einzelvertrag­

liche Umsetzung eigneten. Dinge, die im Durchschnitt berechnet würden - die 
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Zahlen 1.500 und 950 seien korrekt -, könnten nur begrenzt einzelvertraglich fest­

gelegt werden.

Das ist der Hintergrund, vor dem wir sagen, die Umsetzung der Sozialcharta gegen­

über den Mietern ist nicht ausreichend. Die Bayerische Landesbank, und damit das Fi­

nanzministerium, also Finanzminister Söder und auch Sie, Herr Staatssekretär Hinter­

sberger, müssen sich jetzt darum kümmern. Warum tun Sie das nicht? Warum 

verweisen Sie uns auf einen Bericht, der frühestens in 15 Monaten kommen kann?

(Beifall bei der SPD)

Staatssekretär Johannes Hintersberger (Finanzministerium): Herr Kollege Güller, 

die Bayerische Staatsregierung kümmert sich sehr wohl, in diesem Fall über die Baye­

rische Landesbank, um die in diesem Kaufvertrag notariell beurkundeten und somit 

festgezurrten Eckpunkte der Sozialcharta. Es wird darauf geachtet, dass sie ordentlich 

durchgeführt und umgesetzt werden. Das sind die Spielregeln, so sind sie festgelegt. 

Diese Festlegung wird kontrolliert, und seitens der Landesbank ist auch vorgesehen, 

dass die Patrizia sie einhält.

(Volkmar Halbleib (SPD): Was heißt hier vorgesehen? Ist nur vorgesehen, dass 

das eingehalten wird, oder wird das garantiert?)

Ich kann nur wiederholen: Andernfalls drohen ausgesprochen empfindliche Vertrags­

strafen. Das ist die Grundlage des Verkaufs. Meine Damen und Herren, das wurde 

Ihnen mehrmals deutlich gesagt.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Dann kommt Frau Kollegin Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, stimmen Sie mir zu, 

dass es für einen Menschen über 60 Jahren durchaus ein Problem ist, wenn Passa­

gen der Sozialcharta ausgenutzt werden, wenn beispielsweise die Miete um 15 % er­

höht wird, obwohl die Rente in drei Jahren niemals um 15 % erhöht wird?
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Meine zweite Frage: Die Mieterhöhungen sind bei den Mieterinnen und Mietern teil­

weise schon in den Briefkästen. Die ergänzenden Mietverträge, auf die Sie verweisen, 

sind das aber noch nicht. Das ist ein Problem. Es ist doch eigentlich unmöglich, dass 

die ergänzenden Mietverträge noch nicht da sind, die Mieterhöhungen den Mietern 

aber bereits in die Briefkästen flattern.

Das dritte Thema ist der Bestand an Sozialwohnungen in Bayern. Sie wissen, dass 

dieser dramatisch schmilzt. Die GBW hat in der Vergangenheit jedes Jahr 250 Sozial­

wohnungen neu geschaffen. Wie ist es damit jetzt bestellt? Werden noch Sozialwoh­

nungen gebaut oder nicht?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatssekretär Johannes Hintersberger (Finanzministerium): Frau Kollegin Kamm, 

der besondere Kündigungsschutz ist für Mieter über 60 Jahre festgelegt. Das ist eine 

Frage des Kündigungsschutzes.

Der zweite Punkt betrifft die Beschränkung der durchschnittlichen Mieterhöhung auf 

nicht mehr als 15 % in den nächsten drei Jahren. Diese Regelungen sind festgelegt – 

tun Sie doch nicht so, liebe Kollegin -, und wir haben hier mehrfach und unabhängig 

von der GBW diskutiert, was die 15 % anbelangt. Dies ist so festgelegt, und dies gilt 

selbstverständlich auch für die Mieter der GBW.

Die Sozialwohnungen und der Bau der Sozialwohnungen bilden, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, ein Thema, das weit über diese konkrete Angelegenheit der GBW hi­

nausgeht. Eine Aufgabe insbesondere auch der Kommunen, natürlich auch mit Unter­

stützung des Freistaats und des Bundes, besteht darin, vor dem Hintergrund der 

schwierigen Situation zusätzliche Anstrengungen zu unternehmen. Dies hat aber mit 

der GBW in diesem Fall, was die Sozialcharta anbelangt, wohl nichts zu tun.

(Zuruf von den GRÜNEN: Leider!)
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen Dank. Weitere Wortmeldungen lie­

gen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt. Wer 

dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/15 seine Zustimmung 

geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – FREIE WÄHLER, SPD, GRÜNE, offe­

ne Liste. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die Fraktion der CSU. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 

abgelehnt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/26 seine Zustim­

mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion der CSU. 

Ich darf bitten, Gegenstimmen anzuzeigen. – FREIE WÄHLER, SPD, GRÜNE, offene 

Liste.

(Zurufe von allen Fraktionen: Es gibt keine offene Liste!)

- Ja, das stimmt. Dann darf ich noch die Stimmenthaltungen abfragen. – Keine Stim­

menthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag der CSU angenommen.

Protokollauszug
4. Plenum, 24.10.2013 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 19

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html

	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/15 vom 23.10.2013
	Beschluss des Plenums 17/38 vom 24.10.2013
	Plenarprotokoll Nr. 4 vom 24.10.2013

